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Abendblatt. Dienftag, den 14. Januar 


1868. 


Deutſchlaud. 

Berlin, 13, Januar. Erwähnt mag werden, daß die 
zu welt getriebene Geſchwäßligkelt Einzelner im Abgeordnetenbauſe 
ſelbſt im radikalen Lager keinen Beifall findet und daß ein Ber⸗ 
liner Korreſpondent der „Elberfelder Zeitung” getzen Hen. Lasker, 
„das parlamentarische Jaktotum, das auf dem beſten Wege iR, ſich 
parlamentatiſch todt zu ſprechen“, wle er ſich ausdrückt, mit ſeör 
bittern Worten zu Felde zlebt. Es ſcheint demnach bald dahln zu 
kommen, daß die eigenen Partelgenoſſen des Herrn Lasker, ebenſo 


wie bel Herrn Virchow, das Haus verlaſſen, wenn er zu ſprechen 


aufängt. — In Betreff des Nothſtandes in der Provinz Preu- 
ßen iſt den Auoführungen der demokratiſchen Preſſe gegenüber feſt⸗ 
zuſtellen, daß die Darſtellungen von zuverläſſigen Berichterſtattern, 
die thells von der Regierung, theils von Privatvereinen nach Oſt-⸗ 
preußen geſandt worden find, den Notbſtand, die Verbreitung und 
Intenſttät desſelben gar nicht in Abrede ſtellen, daß ſie aber zu⸗ 
gleich auch die Uebertrelbungen konſtatiren, welche die demokratlſche 
Preſſe ſich nicht ſchämt, in ihrem Partei Intereſſe zu machen. Es 
wird nach dieſen Berichten in der Provinz Preußen anerkannt, daß 
dle Llebesthätigkeit, die ſich in den weiteſten Kreiſen entfaltet, ſich 
in fruchtbarer Weiſe geftaltet und daß alle Hoffnung vorhanden iſt, 
dem Unglück einen Damm entgegen zu werfen. Die Lofal-Armen- 
pflege iſt gut organtſirt, gut geleitet und wird gut zur Ausführung 
gebracht. Damit keine Lücke eintrete, iſt von der Reglerung ange- 
ordnet worden, daß in den einzelnen Kreiſen auch Spezlal-Kom⸗ 
mifjarien für die Förderung der Lokal⸗Armenpflege Sorge tragen. 
Neben den Anordnungen der Reglerung ſind berelts auch die Er⸗ 
gebniſſe der Privatwohltbätigkelt, namentlich der Wirkſamkeit des 
„Hülfsvereins für Oſtpreußen“ und des „Vaterländiſchen Frauen- 
vereins“ auf allen Selten in der ſegensreichſten Welſe erkennbar. 
Die Darſtellungen der demokratiſchen Preſſe, namentlich auch die 
Angriffe derſelben gegen die Behörden erſcheinen unter dleſen Ber- 
hältnifjen immer mehr in [hrem rechten Lichte, als erbärmliche po⸗ 
litiſche Parteimandver, namentlich findet die ſegens reiche Wirkſamkelt 
der Reglerungsbehörden, beſonders die umſichtige Thätigkeit des 
Präſidenten v. Ernſthauſen in Königsberg und des Präſtdenten 
Maurach in Gumbinnen ſchon länger bei den Unbefangenen aller 
Pa:teirigtungen die vollſte Anerkennung. — Zwiſchen den Poſt⸗ 
verwaltungen, welche die Verträge vom 23. November vort⸗ 
gen Jahres abgeſchloſſen haben, iſt feſtgeſetzt worden, daß die 
Deklaration des Werthes elner Poſtſendung in der Thaler⸗, be⸗ 
nlebungswelſe Guldenwerthung erfolgen ſoll. Beſteht dieſelbe in 
fremden Geldſorten oder aus Goldmünzen, jo iſt eine Reduk- 
tion derſelben auf Thaler reſp. Gulden vorzunehmen und der hier- 
durch gewonnene Betrag auf der Adreſſe zu vermerken. Bei der 
Verſendung von cours habenden Papieren und Dokumenten iſt der 
Courswerth, welcher dleſelben zue Zeit der Einlieferung haben, bei 
der Verſendung von Hypotheken-Papleren, Wechſel und ähnlichen 
Dokumenten derjenige Betrag anzugeben, welcher zur Erlangung 
einer reichtsgiltigen neuen Ausfertigung des Dokuments oder zur 
Beſeitigung der aus dem Verluſte entſtehenden Hinderniſſe, die ver⸗ 
briefte Forderung einzuziehen, voraueſichtlich zu verwenden ſein 
würde. IR die Deklaratton zu boch gegriffen, jo erſtreckt ſich 
die Aſſekuranz nur bis zur wirklichen Höhe der zu deklarirenden 
Summe. 

Berlin, 13. Januar. Wie man vernimmt, hat der Juſtli⸗ 
miniſter, der den Vorſitz bel den Berathungen über eine allgemeine 
deutſche Cloilprozeßordnung behält, dieſer nicht den unter dem Gra- 
fen Lippe ausgearbeiteten Entwurf, ſondern die in Hannover be- 
stehende Civilpropeßordnung zu Grunde gelegt. Dr. Leonhardt hatte 
bekanntlich an der Abfaſſung des hannoverſchen Geſetzes werkes der⸗ 
vorragengen Antheill genommen. 

— Die diesjährigen Truppenübungen werden nach den bis 
letzt darüber verlautbaren Beſtimmungen, unter befonderer Berück- 
ſichtigung der neuen Armtetheile, in einem erweiterten. Umfange 
Ratifinden. Bel zwei Armeskorps ſollen Zuſammenzlebungen zu 
gemeinſchaftlichen großen Exerzitien (ſogenannten Königsmanövern) 
Rattfinden, während bel allen übrigen Armeekorps Uebungen im 
Divifionsverbande unter Zujiebung der benöthigten Artillerie, Pio- 
niere u. ſ. w. zu erwarten ſtehen. 

— Es find bereits Anſtalten getroffen, um 300 bis 400 Ar- 
beiter aus Oſtpreußen nach Oberſchleſien zur Verwendung in den 
Königl. Berg- und Hüttenwerken zu ſchaffen. Auch die Tiele'ſche, 
Hohenlohe'ſche und andere Privat - Verwaltungen wollen zahlreiche 
Arbeiter anſtellen. Berg- Aſſeſſor Möcke iſt bereits von Breslau 
(über Berlin) mit den nöthigen Inſtruktſonen nach Oſtpreußen 
abgereiſt. 

— Die Fraktion der Frelkonſervatlven wird, wle die „L.-C.“ 
vernimmt, zum Etat des Minifteriums des Innern keine Anträge 
ſtelen, dagegen eine Reſolutlon eindringen, in welcher das Berlan- 
gen ausgeſprochen wird, daß die Landdroſtelen in Hannover in Zu- 
kunft aufgehoben, überhaupt ſolche Einrichtungen in den neuen 
Provinzen getroffen werden, welche eine Gleichheit in der Verwal- 
tung mit den älteren Provinzen herbeffübren. Ueberhaupt ſoll in 
diefer Reſolutlon dem Wunſche nach Einführung und Erweiterung 
des Prinzips der Gelbflverwaltung in den Gemeinde- Angelegen⸗ 
heiten Ausdruck gegeben werden. 

— Da die Beratung des Budgets im Abgeordnetenhauſe 
vorausſichtlich erſt in der zweiten Hälfte des Monats beendet fein 
wird, jo werden Plenarſizungen im Herrenbauſe erſt am Ende die- 
ſes Monats ſtattfinden, wenn nicht vielleicht eine nothwendig ſein 
ſollte zur Entgegennahme von Vorlagen der Staatsregierung. Bis 
dahin wird vorausſichtlich auch die Kommiſſion für das Schuldota⸗ 
tions- und Penſtonsgeſetz ihre in Folge der zahlreich eingegangenen 
Petitionen umfangreichen Berathungen beendet haben. 

— Der Ausſchuß der rheiniſch-⸗weſtphäliſchen Gefängniß⸗Ge⸗ 


deren Folge Handel und Wand 


ſellſchaft petitionirt beim Abgeordnetenhauſe dahin: den Antrag der 
Abgg. Windtborſt, Bahlmann und Genoſſen bezüglich der Bereini- 
gung der geſammten Angelegenheiten der Strafvollſtreckung und der 
Straf- und Befjerungs- Anftalten im Reſſort des Zufiz - Minifte- 
riums in der Weiſe zu amendlren, daß die Königliche Staats- 
Regierung aufgefordert werde, diejenigen Einleitungen zu treffen, 
welche erforderlich find, die geſammle Strafvolftredung und die 
Bearbeitung der Angelegendeiten der ſämmtlichen Straf- und Beſſe⸗ 
zungs-Anftalten, einſchlleßlich der Unterſuchungsgefängniſſe, einer 
neu zu organifirenden, von den Miniſterien der Juſtiz und des 
Janern reſſorttrenden Centralbehörde für das Gefängnißweſen zu 
übertragen. 1 

— Auf eine Anfrage des Abg. Kantak, wie die Regierung 
über den früher angeregten Plan, eine Univerfität für die Provinz 
Poſen zu gründen, jept denke, iſt ſchriftlich die Antwort ertheilt 
worden: „Die Königliche Staals regierung hat dleſe Angelegenheit 
abermals in reifliche Erwägung zogen, ſich aber nur in ihrer 
Ueberzeugung beſtärkt gefunden, daß eine Univerfität im Großher⸗ 
jogthum Poſen weder durch ein wirkliches Bedürfniß dieſes Landes⸗ 
theils gefordert, noch jemals zu einer den Intereſſen der Wiſſen⸗ 
ſchaft förderlichen Blüthe gelangen werde.“ 

— Wie der „Bk.⸗ u. H.⸗Ztg.“ mitgethellt wird, bereitet ein 
biefiger Bezirksverein, der Königeftädtifche, eine Maſſenverſammlung 
vor, um eine Petition an den Landtag zu beſchlleßen, daß dem 
Staatsſchaße 10 Millionen zur Unterfügung in Oſtpreußen ent- 
nommen werden ſollen. Unter Anderem jol in der Petition her 
vorgeboben werden, daß die forſdauernden Rüſtungen und die Fül⸗ 
lung des Staatsſchates Krlegebeſorgulſſe hervorgerufen hätten, in 
arniederliegen. Durch die Ent- 
aus dem Staatsſchaze würde 
densllebe bekunden und ſomit 


nahme elner beträchtlichen Si 
die Reglerung am Beſten ihre Fee 
nicht blos den Nothleidenden in K 
Lande einen Dienſt erwelſen. 
Berlin, 13. Januar. (Haut 
Präſident v. Forckenbeck eröffnet di 


ſtertiſche: Dr. Leonhardt, Graf zu 
Kommiſſare. Die Zuſchauertribünen 


Abgeordneten.) 27. Sitzung. 
S g um 10%, Uhr. Am Mini⸗ 
len ung und mehrere Regie rungs⸗ 
omn u ind ſpärlich beſetzt. — Vor dem Ein⸗ 
tritt in die Tagesordnung erklärt der Präſtdent, daß er noch einen Zwi⸗ 
ſchenfall zu erledigen habe, der ſich am Schluſſe ver letzten Sigung zuge- 
tragen. Er (ber Präſident) habe, dem er den in K. Dr. Koſch unter⸗ 
brochen, die Sitzung ſofort geſchloſ wolle ſein Recht zu dieſer Un⸗ 
terbrechung nicht weiter unterſuchen ge indeſſen, um jeder möglichen 
Kränkung des Abgeordneten vorzu u, denſelben, ob er heute das Wort 
noch einmal verlange. — ch: Ich habe nicht die Abſicht, die 
Sache weiter zu erörtern auf meinen Antrag, weil ich der 
Ueberzeugung bin, daß derſelbe recht bald von ſelbſt Berückſichtigung finden 
werde. Hätte es dem Herrn Präſidenten beliebt, den Schluß meiner Worte 
abzuwarten, fo würde er wahrſcheinlich keine Veranlaſſuug gehabt haben, 
fein mir unbeſtreitbares Präſidial⸗Recht auszuüben. Damit, glaube ich, 
können wir die Sache auf ſich beruhen laſſen. (Beifall.) — Der erſte Ge⸗ 
genſtand iſt die Verleſung der bereits erwähnten Interpellation des Abg. 
v. Bonin, betreffend die geſetzliche Regelung der Naturalleiſtungen in Krieg 
und un — Minifter des Innern Graf zu Eulenburg: Durch die 


Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, insbeſondere durch Artikel 61 der 
Berfaſſungs Urkunde vom 26. Juli 1867, welcher die ſofortige Einführung 
der geſammten preußiſchen Milftärgeſetzgebung mit Einſchluß der dazu er⸗ 
gangenen Verwaltungsvorſchriften in dem geſammten Bundesgebiete und 
demnächſt bez. nach gleichmäßiger Durchführung der Bundes⸗Kriegsorgani⸗ 
ſation die Vorlegung eines umfaſſenden Bundes⸗Militärgeſetzes bei dem 
Reichstage vorſchreibt, iſt der Zweck der Geſetzgebung, auf welchen die In⸗ 
terpellation Bezug hat, der Kompetenz des Bundes überwieſen. Die Staats⸗ 
regierung iſt hiernach nicht mehr in der Lage, der Landesvertretung eine Vorlage 
über den Gegenſtand zu machen, vielmehr iſt derſelbe von Bundeswegen und bei 
dem Reichstage zu verfolgen. Dies vorausgeſchickt, bemerke ich pro infor- 
matione, daß durch die Bundes⸗Präſidial⸗Berordnung vom 7. Hoobr. 1867 
zur Ausführung des Art. 61 der Verfaffung das Gefe wegen der Kriegs⸗ 
leiſtungen vom 11. Mai 1851, die | wegen der Beſchaffung der 
Mobilmachungspferde vom 24. Februar 1834 einſchl. des Geſetzes vom 
12. September 1855, endlich das Landwehr ⸗Unterſtützungsgeſetz dom 27. 
Februar 1850, — ebenſo von der Geſetzgebung über die Friedensleiſtungen: 
das Servisgeſez vom 17. März 1810 nebſt den ſpäter dazu ergangenen 
Vorſchriften, das Vorſpann⸗Edikt vom 28. Oktober 1810, endlich die in 
Preußen geltenden Vorſchriften über die Verabreichung von Mundverpfle⸗ 
gung und Fourage an marſchirende Truppen — für das geſammte Bun⸗ 
desgebiet eingeführt worden find. Gleichzeitig if. aber auch die Reviſton 
dieſer Geſetzvorſchriften in Ausſicht genommen. Zu dieſem Zwecke iſt zu⸗ 
nächſt ein Geſetzentwurf über das Einquartierungsweſen und die Servis⸗ 
vergütung bereits ausgearbeitet, durch welches die Einquartierung nach 
billigen Grundſätzen vertheilt, der Servis für Unteroffiziere und Gemeine 
beträchtlich erhöht wird. Das Geſetz iſt zur Vorlage in der nächſten Reichs⸗ 
tagsſeſſion beſtimmt; die darin normirten höheren Servisſätze werden pro⸗ 
viſoriſch ſchon vom 1. Januar d. J. gezahlt. Zum Zwecke einer Reviſton 
der Kriegsleiſtungsgeſetze iſt die Berichterflattung ber ee ie und Lokal- 
Behörden über die während des Krieges von 1866 auf dieſem Felde ge⸗ 
ſammelten Erfahrungen erfordert; es iſt in Bezug auf denſelben Gegen- 
ſtand namentlich ins Auge gefaßt, die Verpflichtung der Kreiſe zur unent- 

eltlichen Hergabe der Pferde für die Landwehr ganz aufzuheben, auch ſon · 

ige wichtige Erleichterungen unbeſchadet des Prinzips eintreten zu laſſen, 
daß die Kräfte des Landes zur Vertheidigung des heimathlichen Bodens 
in ausgedehnteſter Weiſe in Anſpruch zu nehmen ſind. Die Zwecke, welche 
die Inkerpellation verfolgt, gehen hier ihrer Erfüllung im Wege der Bun⸗ 
desgeſetzgebung in kürzeſter Geist entgegen. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der Be⸗ 
rathung des Yuftiz-Etats, — Zu Tit. 27 — für die Gerichte erſter In. 
ſtanz in den Landestheilen, in denen die Verordnung vom 2. Januar 1849 
Geſetzeskraft hat — liegen folgende Anträge vor: 1 Vom Abg. Lasker: 
die Königl. Staats⸗Regierung aufzufordern, die Anordnung zu treffen, daß 
auch bei den fünf Stadtgerichten das Auffteigen der Richter im Gehalte 
lediglich durch das Dienſtalter beſtimmt und nicht durch den erlangten 
Charakter als Rath bedingt werde. 2) Vom Abg. Windthorſt (Meppen): 
Die Königl. Staats- Regierung aufzufordern, darauf Bedacht zu nehmen, die 
Gehalts⸗Etats der Juſtizbeamten, und zwar zunächſt die für die Richter 
erſter Inſtan; und die Subalternbeamten, in angemeſſener Weife zu er⸗ 
höhen. 3) Vom Abg. v. Kleinſorgen: Die Königl. Staats - Regierung 
aufzufordern, diejenigen Lofalzulagen der Richter in Städten über 20,00 
Einwohnern, welche zur Deckung der Erhöhung des Normalgehalts der 
Richter von 800 Thlr. auf 850 Thlr. ſeit 1862 eingezogen find, künftig 
(von 1869 an) wieder auszuzahlen. 4) Vom Abg. b. Bötticher: Die 
Königl. 1e Ju Fern zu erſuchen, bei der Aufſtellung des nächſten 
Etats die Juſtiz. Beamten-Stellen derſelben Kategorieen in allen Theilen 
des Staates gleichmäßig zu dotiren und dabei auf eine dem Bebürfniß 


entſprechende Erhöhung des Einkommens der zu gering beſoldeten Stellen 
Bedacht zu nehmen. 

Abg. Windthorſt (Lüdinghauſen) empfiehlt dringend eine Auf⸗ 
beſſerung der Gehälter der Kreisgerichts⸗Direktoren. In kleineren Städten 
hätten ſich die Theuerungs-Berhältniffe weit ungünſtiger geſtaltet, als in 
größeren Städten. Die Gewährung von Theuerüngszulagen genüge nicht. 
— Abg. Koch (Frankenſtein) erachtet eine Aufbeſſerung der Gehälter 
ſämmtlicher Mitglieder der Gerichte erſter Inſtanz für nothwendig, ſchließt 
ſich aber der Ausführung des Vorredners in Betreff der Kreisgerichts⸗ 
Direktoren beſonders an, da von ihnen eine gewiſſe Repräſentation ver⸗ 
langt werde. — e Dr. Leonhardt: Eine Beſeitigung der 
Verſchiedenheit in den Gehältern müſſe eintreten. Sie können erfolgen auf 
doppeltem Wege, entweder durch Herabſetzung oder durch Erhöhung der 
Gehälter. Es ſei ganz ſelbſtverſtändlich, daß er den Wunſch habe, daß die 
Verſchiedenheit beſeitigt werden möge durch Beſoldungserhöhung. Ob aber 
die erforderlichen Mittel zu Gebote ſtehen werden, das hänge von der Ein⸗ 
nahme des Staats ab. 1 ihn ſei die Frage von . ob nicht 
im Juſtiz⸗Etat ſelbſt durch Vereinfachung die Mittel zur Gehaltserhöhung 
beſchafft werden können. (Bravo.) Aber die Durchführung könne nicht im 
Etat des nächſten Jahres erfolgen; ſie ſei unabhängig davon, wie die Pro⸗ 
cedur in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geregelt werde. Im Jahre 1870 
werde die Sache fo weit fein. Indem er ſich alſo mit dem Sinn des An⸗ 
trages von Bötticher überall einverſtanden erkläre, empfehle er doch deſſen 
Ablehnung im Intereſſe der Juſtiz, weil der Antrag die Gleichſtellung be⸗ 
reits für das Jahr 1869 verlange. — Abg. Graf Bethuſy⸗Huc empfiehlt 
eine Verbeſſerung der Lage der Kreisrichter, welche drückender ſei. als die 
Lage irgend eines Beamtenſtandes der Monarchie. Den Abg. Windthorſt 
bittet er, das frühere Königreich Hannover nicht immer als ein Muſter 
hinzuſtellen. Uebertriebenes Lob ſchade. (Bravo.) — Abg. v. Bötticher 
modifizirt jetzt ſeinen Antrag dahin, ſtatt der Worte: „bei der Aufſtellung 
des nächſten Etats“, zu ſetzen: „baldmöglichſt“. 

Abg. Lasker: Es ſei nicht ſeine Abſicht, weiter auf ſeine Ausfüh⸗ 
rungen in der allgemeinen Debatte einzugehen. Hervorheben wolle er nur, 
daß von keiner Seite der Verſuch gemacht worden ſei, die Uebelſtände, 
welche er dargelegt habe, zu widerlegen. Auf die von ihm gebrauchten 
Worte könne es dabei nicht ankommen; für ihn handle es ſich lediglich 
darum, die Wahrheit zu ſagen. Er wolle rur ſeinen Antrag empfehlen, 
der im Intereſſe der Gleichſteünng der einzelnen Beamten⸗Kategorieen ge⸗ 
ſtellt ſei. — Abg. Windthorſt (Meppen) vertheidigt feinen Antrag. Es 
würde Unrecht ſein, wenn er das Bedürfniß der Verbeſſerung der Gehälter 
der Richter unterer Inſtanzen noch nachweiſen wollte; er erkläre aber, daß 
dieſelben durch ihre Haltung und Thätigkeit ſeine Bewunderung erregen. 
Das Bedürfniß jet anerkannt; die Hannoveraner würden alle zu der Ver⸗ 
beſſerung mitwirken, mit Worten hier, mit dem Bezablen zu Hauſe. Zur 
Erfüllung des Verlangens ſeines Antrages bedürfe es allerdings einer durch⸗ 

reifenden Reorganiſalion; man werde ſich dem Prin ip der freien Advo⸗ 
atur allerdings immer mehr zuneigen müſſen. Sein Antrag verlange aber 
nichts Unmögliches, weshalb er deſſen Annahme empfehle. — Abgeordneter 
v. Wierzbinski wünſcht zu wiſſen, ob eine Verordnung erifiire, wonach die 
Aſſeſſoren polniſcher Nationaeität in die oltländiſchen Provinzen verſetzt 
werden ſollen und aus welchen Gründen die Veroronnng erlaſſen ſei. — 
Juſtiz⸗Miniſter Dr. Leonhardt: Der Vorredner werde von ihm nicht 


eine veftimmte Zuſicherung oder Ablehnung verlangen. Er konne jedoch Fe 


verfihern, daß er auf die perſönlichen Wünſche d 

Rückſicht nehme, jedoch nur ſo weit, als es im Intereſſe des Dien . 

läſſig ſei. Er glaube nicht, daß der Artikel 4 der Verſaſſung irgend einem 

—.— ‚ein Recht gebe, in einer beflimmien Provinz engeftellt zu werden. 
ravo !) 

Abg. Lampugnani: Selbſt Kreisgerichts⸗Direktor, erklaͤre er, daß 
dieſe Beamten nicht ſo ſchlecht geſtellt ſeien, daß ſie einer augenblicklichen 
Aufbeſſerung bedürften. Dagegen empfehle er die Subaltern⸗Beamten der 
Berückſichtigung. — Abg. Kanngießer bezeichnet eine Reform des Sub⸗ 
alternweſens als unerläßlich, enthält ſich aber eines Antrages, weil dieſe 
Reſorm mit der neuen Civilprozeßordnung verbunden fein müſſe. — Abg. 
Tweſten: Der Grundfag, den der Abg. v. Wierzbinski zur Sprache ge⸗ 
bracht, ſei hart und ungerecht, und wenn auch Dinge vorgekommen ſeien, 
welche zur Einführung eines ſolchen Grundſatzes Veranlaſſung gegeben 
hätten, jo müſſe derſelbe doch in feiner Allgemeinheit veprobirt werden. 
Was die u. Anträge anlange, jo erkläre er ſich für den des Abg. 
Windthorſt. 609,009: ſeien zu Gehaltsverbeſſerungen bewilligt; er 
dürfe wohl erwarten, daß der Juſtizminiſter den Löwenanth eil dieſer Summe 
den Subalternbeamten zukommen laſſen werde. — Reg.⸗Komm. Geheimer 
Juſtizrath Sydow: Die Motive der geſtellten Anträge würden von der 
Staatsregierung im Weſentlichen getheilt; in Bezug auf die Ausführung 
derſelben könne er nu wiederholen, daß dieſelbe von der allgemeinen Finanz⸗ 
lage abhängig ſel. Was für 1858 habe geſchehen können, weiſe der Etat 
nach. Das Haus müſſe ſich mit der Erklärung begnügen, daß die in der 
Diskuſſion gemachten Andeutungen einer veifligen Prüfung würden unter⸗ 
zogen werden. — Bei der Abſtimmung wurden die Anträge v. Bötticher 
und Lasker angenommen, der Antrag v. Kleinſorgen abgelehnt. Der An⸗ 
trag Windthorſt iſt durch die Annahme des Antrages v. Bollicher erledigt. 

(Die Miniſter Frhr. v. d. Heydt und v. Selchow find eingetreten; 
in der Hofloge erſcheint Graf Wrangel.) 7 

Zu Tit. 28 empfiehlt Abg. Kan tak, indem er ſich den obigen Aus⸗ 
laſſungen des Abg. Wierzbinski anſchließt, dem Miniſter gehörige Berück⸗ 
ſichtigung. der Berhältniffe der Provinz Poſen. Er rügt das Verſchwinden 
einer Poſition auf dem Etat, welche früher zur Unterſtätzung polnischer 
Referendarien und Auskultatoren gedient habe. — Abg. Havenſtein 
hebt die Nothwendigkeit der Beſeitigung der Ausnahme⸗Maßregeln hervor, 
welche der frühere Juſtizminiſter in der Provinz Poſen getroffen habe. Er 
empfehle der Regierung eine eingehende Prüfung der Verhältniſſe. — Nach 
einer nachmaligen kurzen Auslaſſung der Abgg. Kantak und Kratz wird 
Tit. 28 genehmigt, ebenſo Tit. 29. Zu Tit. ©) liegt der Antrag Las der 
vor, betreffend tee Normirung der Gehälter der Frievensrichter unter Weg⸗ 
fall der Emolumente und Beſeitigung der Einwirkung der Verwaltung bei 
Ergänzung der Gebälter. — Abg. Guerard erklärt ſich in einem unver⸗ 
ſtändlichen Vortrage gegen den Antrag. Redner ſpricht zwar deutlich, das 
Haus ſchenkt aber dieſem wie den meiſten Rednern nur geringe Aufmerk⸗ 
ſamkeit. — Juflizminiſter Dr. Leonhardt bezeichnet den Antrag als einen 
vorzeitigen. Bei Einführung der neuen Prozeßordnung werde eine einheit⸗ 
liche Gerichtsverfaſſung geſchaſſen werden. — Abg. Plauck plaidirt für 
den Antrag; er jet nicht vorzeitig, da man bei den einzelnen Poſitionen 
auf die Mängel der beſtehenden Organiſation hinweiſen müſſe. — Der An⸗ 
trag wird abgelehnt. — Demnächſt werden die folgenden Titel von 80 bis 
36 genehmigt. — Zu Tit. 36 ſpricht Abg. Braun (Hersfeld) über die 
Beſoldungen für die Kreis- und Amtsgerichte in den Landestheilen, in 
welchen die Verordnung vom 26. Juni 1867 Kraft hat. — Abg. Gleim 
bemerkt, daß er als Gerichts⸗Direktor in der letzten Gehaltsklaſſe ſtehe. Er 
ſei aber zufrieden mit dem, was er habe, und verweiſe lieber auf die Noth 
der Unterbeamten, welche zum Sterben zu viel und zum Leben zu wenig 
haben. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich kann auch hier nur ſagen, 
daß ich die Sache der forgfältigften Prüfung unterziehen werde, aber keine 
beſtimmte Erklärung abgeben, weil die Sache beim Ober-Appellationsgericht 
ſteht. Mir ſcheint aber der Punkt keine große Schwierigkeiten zu bieten, 
weil ja in den übrigen Provinzen die Regel gilt, daß die Advokatur an 
das Notariat gebunden iſt. — Titel 36—41 werden genehmigt. — Zu 
Tit. 42 (Kriminalkoſten) beantragt 1) Rohden: die Erwartung gegen die 
Staatsregierung auszusprechen, ſie werde die Vollſtreckung der — 2 
ſtrafen den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs entſprechend gle 


» 


allen Theilen der Monarchie ordnen. Motive: Die in ber Provinz Han⸗ 
nover beſtehenden Grundſätze der Vollſtreckung durch Einzelhaft und die 
Einrichtung der dortigen Gefängniſſe darnach. 2) Windthorſt (Meppen): 
die Regierung aufzufordern, diejenigen Einleitungen zu treffen, welche er⸗ 
forderlich find, die geſammte Strafvollſtreckung und die Bearbeitung der 
Angelegenheiten der ſämmtlichen Straf⸗ und Beſſerungs⸗Anſtalten, ſowie 
der Gefängniſſe im Reſſort des Königl. Juſtizminiſteriums zu vereinigen. 

Abg. Roh den will heute noch nicht eniſchieden haben, ob, was feine 

Anſicht iſt, die Einzelhaft vorzuziehen iſt, wünſcht aber, daß die Regierung 
der Frage ihre ganze Sorgfalt zuwende und erwähnt, daß ihm heute eine 
Peti ion vom Ausſchuſſe der rheiniſch⸗weſtphäliſchen Gefängnißauſtalt in 
Diulſſeldorf zugegangen ſei, worin um Annahme des von ihm geſtellten An⸗ 
trages gebeten wird. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Mit dem Antrage 
bin ich wieder einverſtanden, er geht dahin, gegen die Königliche Staatsre⸗ 
gierung die Erwartung auszuſprechen — daß ſie die Sache in Erwägung 
Ziehe. Es fragt ſich nur, was der Antrag zu bedeuten habe. Es iſt kein 
Grund anzunehmen, daß die Königliche Staatsregierung die Vollſtreckung 
der Gefängnißſtrafe nicht einheitlich ordnen werde. Ich habe nun aber ge⸗ 
hort, daß der Antrag fo verſtanden werden ſoll, daß die Einzelhalt an ſich 
die beſſere ift. Der Herr Vorredner hat nun aber beſtritten, daß der An⸗ 
trag dieſe Intention habe. Es ſcheint damit angedeutet ſein zu wollen, 
daß wenn die Staatsregierung etwa in der Lage iſt, in einer Provinz Ge⸗ 
fängnißſtrafen in einer Form vollſtrecken zu Laffen, dieſe Form nicht ge⸗ 
billigt werden kann, wenn in den übrigen Theilen dieſe Form keine Ans 
wendung findet. — Die Vorſchrift des §. 14 des Strafgeſetzbuches ſcheint 
mir gleichmäßig angewendet zu ſein, ob man Mehrere zufainmen zur Haft 
bringt, oder Jeden einzeln. Ich muß mir hierbei die Bemerkung erlauben, 
daß man in Haunovez nie den Gedanken gehabt hat, daß eine Gefängniß⸗ 
haft ebenſo abgebüßt werden könne in einer einzelnen wie in einer gemein⸗ 
ſamen Haft; es ward dort der Grundſatz geltend gemacht, die Haft immer 
einzeln abbüßen zu laſſen, und es find dort Strafanſtalten gebaut, welche 
die Möglichkeit bieten, eine angemeſſene Vollſtreckung der Strafe herbeizu⸗ 
ur Wenn der Antrag nur dahingehen ſoll, eine dem Strafzweck ent⸗ 
ſprechende Vollziehung der Gefängnißſtrafe zu beſeitigen, was noch dazu 
mit vielen Koſten verbunden iſt, ſo iſt er ein ſehr bedenklicher. 

Abg. Eberty erklärt, daß er zu ſeinem Bedanern den Ausführungen 
des Juſtizminiſters nicht beipflichten könne, vielmehr die Annahme beider 
Anträge empfehlen müſſe. — Abg. Stroſſer bekämpft den Antrag Windt⸗ 
horſt und ſucht aus der Natur und dem Zwecke der Strafanſtalten nachzu⸗ 
weiſen, daß die Verwaltung derſelben Sache des Miniſterium des Innern 
nicht des Juſtizminiſters ſaz zudem verdiene auch die bisherige Gefäng- 
nißverwaltung in Preußen alles Lob. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: 
Der Antrag an ſich iſt ganz unverfänglich, aber die Verſicherung kann ich 

eben, daß, bevor ich auf Grund dieſes Antrags die Strafanftalten in der 
Provinz Hannover, welche in neuerer Zeit unter Koſten von Hunderttau⸗ 
ſenden errichtet ſind, unbenutzt laſſe, bevor ich auf die dadurch gebotenen 
Mittel zur ſittlichen Beſſerung der Verbrecher verzichte, nur um eine äußere 
Uebereinſtimmung herbeizuführen, ich die Sache zehnmal erwäge. Was den 
Antrag Windthorſt's betrifft, ſo iſt für mich in conereto und zur Zeit die 
Frage entſchieden, aus dem einfachen Grunde, weil der Juſtizminiſter keine 
Verwaltungsorgarne hat. In Hannover lag die Sache ganz anders; da 
hatte der Juſtizminiſter ſeine Verwaltungsorgane in den Staatsanwalt⸗ 
ſchaften und mußte dem angemeſſen die Strafanftalten verwalten. Wie es 
in Hannover iſt, ſo auch in der Rheinprovinz; ich kann mich aber nicht 
dazu verſtehen, den Antrag zu empfehlen, denn mit Richtern das Strafan- 
ſtaltsweſen zu verwalten, iſt nicht billigenswerth. (Beifall.) — Abg. Graf 
Schwerin hält es allerdings für wünſchenswerth, das die ganze Ver. 
waltung der Stiafanftalten in eine Hand gelegt werde; hält es aber nicht 
für möglich, heute ſchon zu entſcheiden, ob es beſſer ſei, die Sache dem 
Juſtizminiſterium oder dem Miniſterium des Innern zu übergeben. Es 
ſei jedenfalls wünſchenswerth, aus dem Reſſort des Juſtizminiſteriums 
Alles zu entfernen, was ſich auf Verwaltungs angelegenheiten beziehe. — 
Bom Abg. Stroſſer iſt unterdeß der Antrag eingegangen: „Die Anträge 
Rohden und Windthorſt, ſowie die oben erwähnte Petition einer beſonderen 
elne von 14 Mitgliedern zur Berathung und Berichterſtattung zu 
übertragen.“ 
er Schluß der Debatte wird angeuommen. Abg. Windthorſt, der 
auf dieſe Weiſe nicht mehr zum Worte kam, zieht feinen Antrag in Folge 
1. 5 zurück, um ihn beim Etat des Miniſteriums des Innern zu wieder⸗ 
bolen; desgleichen der Abg. Stroſſer den ſeinigen. — Abg. Dr. Eberty 
nimmt beide Anträge wieder auf. — Abg. Dr. Becker meint, daß nach dem 
Schluß der Diskuſſion Anträge nicht mehr zurückgezogen werden könnten. 
— Abg. Heiſe beſtreitet dies. — Abg. Windthorſt erklärt es als ſchädlich 
für die Sache, daß der Abg. Eberty den Antrag wieder aufgenommen. — 
Abg. Eberty beſtreitet dem Abg. Windthorſt das Recht, den Antrag ein- 
ſeitig zurückzuziehen, da noch mehre Antragſteller dabei fungiren. — Der 
Antrag Stroſſer⸗Eberty wird darauf abgelehnt. Bei der Abſtimmung über 
den Antrag Rohden erhebt ſich faſt die ganze Linke und einige Freikonſer⸗ 
vative, ſowie ein Theil des Centrums; dagegen ſtimmen u. A. die Abgg. 
v. Hennig, Röpell und Braun (Wiesbaden); da das Reſultat zweifelhaft iſt, 
ſtimmen bei der Gegenprobe jedoch, wahr ſcheinlich um der Gefahr einer 
Zählung zu entgehen, die freikonſervativen Abgeordneten nun auch gegen 
den Antrag; trotzdem aber wird die Zählung nothwendig, da das Bureau 
noch immer zweifelhaft bleibt; aus der Zählung ergiebt ſich, daß der An⸗ 
trag mit 161 gegen 153 Stimmen abgelehnt wird. Abg. Eberty zieht jetzt 
den wieder aufgenommenen Windthorſtiſchen Antrag zurück. Die einzelnen 
Poſitionen werden genehmigt; ebenſo Tit. 44, 45 und 46. Es folgen die 
extraordinären Ausgaben. Reg.⸗Kommiſſar Wenzel erläutert dieſelben näher. 
Die bedeutende Erhöhung derſelben gegen das Vorjahr habe ihren Grund 
in dem Zutritt der neuen Landestheile. — Poſ. 1—22 werden ohne De⸗ 
batte genehmigt. Zu Nr. 23 (Fortführung des Neubaues eines Geſchäſts⸗ 
hauſes und Gefängniſſes für das Kreisgericht Iſerlohn) rügt Abg. Ulen⸗ 
dorf, daß nicht auch für das Kreisgericht Hamm eine ſolche Summe aus⸗ 
geſetzt ſei, wo für einen Neubau der Gerichtsgebäude das dringendſte Be⸗ 
dürfniß vorliege. 5 
Die Poſition wird genehmigt, ebenfo die übrigen bis 30. Der Etat 
des Juſtizminiſteriums iſt damit erledigt. — Nächſte Sitzung Dienſtag 10 
Uhr. Tagesordnung: Vorberathung des Budgets; (Etat des Miniſteriums 


des Innern). 

Poſen, 11. Januar. Ein Offizier der Garniſon Poſen, 
Hauptmann W., früher dem Hamburger Kontingent andebörig, hat 
ſich deute früh erſchoſſen. Von einer hleſigen Dame, welche er mit 
Llebesanträgen verfolgte, abgewieſen, hat er, nach einer heftigen 
Scene, auf dieſelbe einen Revolver abgefeuert, fie am Arme verletzt 
und gleich darauf fi ſelber entleibt. 

Hamburg, 13. Januar. (Priv. Dep. d. Berl. B. 3.) 
Folgende Dampfer kamen am Sonnabend bie an die Stadt: 
„Capella“ von London, „Columbine“ von Hull, „Lord Cardigan“ 
von Orimeby, „Gabriellt“ von Bordeaux, „Cimbria“ von Newpork, 
„Briliſt Quren“ von Weſthartlepool. Ferner kamen heute Dampfer 
von Leltb, Hull, Grimsby und Neworleaus. Wir haben ſtarkts 
Thauwetter; die Fahrt if für Dampfer ungehindert. 

Karlsruhe, 13. Januar. Dle Kammer der Abgeordneten 

bat beute das Miniſterverantwortlichkelts-Geſetz weſentlich nach den 
Anträgen der Kommiſſion mit 52 gegen 1 Stimme angenommen. 
München, 13. Januar. Zwiſchen der Regierung und 


fügungen, wie ſolche durch die Verfaſſung erfordert wird und 
ſchliethlich einen Erlaß, welcher auf Grund der Ver ung bie 


Erwerbes von Orund- Eigenthum 
weſen find, a 
Relchsrathes werden am 10. Februar wieder beginnen. Der Ab- 
geordnete Mühlfeld iſt lebensgefährlich erkrankt. Wie verlautet, 
wird F. M.⸗L. Kuhn Relchskriegeminiſter und F.⸗M. L. John Chef 
des Generalſtabes werden. a en 

— Das „Neue Jremdenblatt“ verſichert, daß das Kriegs- 
Miniſtertum bedeutende Reduzirungen in der Armee vorbereitet. 
Das Avancement ſoll bis zum Jahre 1870 eingeſtellt werden. Die 
Stelle des Ober⸗Kommandanten der Armee ſoll eingeben. Ebenſo 
ſtünden zahlreiche Penſtontrungen in der höheren Gentralltät in 
Ausſicht. 

Paris, 13. Januar. Geſeßgebender Körper, Fortſetzung 
der Berathung des Armeegeſezts. An der heutigen Debatte nab- 
men Paulmier, Jerome David, Segris, Buffet Theil. Paulmier 
ſtellte ein neues Amendement, betreffend die Stellvertretung in der 
mobilen Nationalgarde, welches mit 167 gegen 76 Stimmen ver- 
worfen wurde, nachdem Staatsminiſter Nouper ſich wiederum da⸗ 
gegen erklärt hatte. 

Florenz, 13. Jauuar. Mehrere Journale drücken ihr Er- 
ſtaunen darüber aus, daß dle ſpanſſche Regierung noch nicht auf 
die energſſche Note geantwortet habe, welche Menabrea neuerdings 
anläßlich der in der Throarede der Königin enthaltenen, äußerſt 
beftemdlſchen Paſſus über die letzten italteniſchen Erelgniſſe nach 
Madrid gerichtet dabe. — Wie in Abgeordnetenkreifen verlautet, 
wird Nicotera das Miniftertum wegen der Aus tüſtung der Feſtun⸗ 
gen interpelltten. 

London, 13. Januar. Det Minifter für Indien Sir 
Stafford Northcote veröffentlicht folgende amtliche Depeſche des 
Gentralmaſors Merewether: Die Straße von Senafé nach Addig⸗ 
rath hat ſich bel der durch Merewetber vorgenommenen Beſſichti⸗ 
gung als wohlgeelgnet für Mauleſel und Kamerle erwiefen. In 
Addigrath wird an jedem Montage eln großer Markt abgehalten, 
Die Armee des Königs Theodorus und die Inſurgentenſchaaren, 
welcht ſich ihm auf dem Wege nach Laska entgegengeſtellt haben, 
ſtehen einander in geringer Entfernung gegenüber. Der Fürſt von 
Schoa, Menelek, befindet ſich mit feinen Truppen 25 Mellen ſüd⸗ 
öſtlich von Magdala, von woher keine weiteren Nachrichten über 
die Gefangenen eingetroffen find. Ein große Menge von unzu⸗ 
laſſigen Gerüchten iſt im Umlauf. 

Liſſabon, 13. Januar. Eine Regierungsvorlage betreffend 
die Zurückziehung der ke ee. unter gewiſſen Moda- 
litäten iſt an die Comitös der Deputirtenkammer zur Verathung 
gelangt, und ſoll in denſelben eine wenig günſtige Aufnahme ge⸗ 
funden haben. Man erwartet die Verwerfung der Vorlage durch 
die Comités, und glaubt, daß das Miniſterlum die Kammer auf- 
löſen werde, wenn dleſe den Anträgen des Comités gemäß be- 
ließen ſollte. Er 

Kopenhagen, 13. Januar. . Derdinterimififhe Geſchäfts⸗ 
träger Dänemarks am Kaiſerlich ruſſiſchen Hofe, Kammerherr C. R. 
Emil Bind, iſt zum dieſſeltlgen außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter an demſelben Hofe ernannt worden. — 
Die Brüder des Königs, Prinzen Johann und Julius von Glücks⸗ 
burg, bisher Oberſten à la suite der Armee ſind zu Generälen 
ernannt worden. — Die Verbindung mit der ſchwediſchen Küſte 
(Malmoe) iſt wiederhergeſtellt. 

Yokohama, 6. Dezember. Seitdem der Talkun die Zügel 
der Regterung an den Mlcado adgegeben, regiert dieſer mit Hin- 
zuziehung einer Verſammlung von Daimlos. 

Belgrad, 13. Januar, Demeter Cſernobaratz iſt zum Mi- 
niſter des Kultus und öffentlichen Unterrichts ernannt. Der hleſige 
italienſſche General-Konjul Stefano Scovaſſo geht als Geſandter 
Italiens nach Mexlko. 


Pommern. 

Stettin, 14. Januar. In der geſtrigen Comité: Sitzung 
des „Hülfovereins für Stettin und Umgegend“ iſt beſchloſſen, zu⸗ 
nächſt in Bredow unter elnem beſondern Arzte ein provlſoriſches 
Lazareth und außerdem zwei Suppenküchen zu errichten, aus denen 
die Bedürfiligen gegen Anweiſung unentgeltlich Speiſe erhalten. 
Für Züllchow und Frauendorf will man in ähnlicher Weiſe vor- 
geben, ſobald ſich das Berürfnig dazu herausſtellt. Hinſichtlich der 
Abhülfe der Noth im Stadtbezirk, wo eine geregelte Armenverwal- 
tung ſtattfindet, wird man ſich mit den Armenpflegern ins Ein- 
vernehmen ſetzen, um da helfend einſchreiten zu können, wo die 
ſtädtiſche Armenpflege nicht ausreicht. Natürlich können dieſe Be⸗ 
ſchlüſſe nur nach Maßgabe der eingehenden Gaben zur Aus führung 
gelangen. 

— Der geſchäftsführende Ausſchuß des hleſigen „Hülfs⸗Comité 
für Oſtpreußen“ hielt geſtern Abend eine zweite Sitzung und be⸗ 
ſchloß in derſelben 1000 Tblr. an das Central-Comité für den 
Regttrungs bezirk Gumbinnen, zu Händen des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers Herrn Zeuthöfer zu Gumbinnen, und 200 Thlr. nach 
Prökule, einem ſehr bedrängten Diftrilte im Memeler Kreiſe, zu 
Händen des Apothekers Herrn Bannitz abzuſenden. — Die Orga- 
nijation des Central-Comités in Gumbinnen iſt jetzt derartig ge- 
regelt, daß die eingehenden Gaben auf das ſchnellſte ſämmtlichen 
betheiligten Kreiſen zugehen. 

— Wie wir hören, iſt geſtern bel der hleſigen Königlichen 
Oberpoſt⸗Direktlon auf telegraphiſchem Wege die Nachricht eiugt⸗ 
gangen, daß der Vorſteher der Poſtexpeditlon zu Cammin l. P. 
ſich erſchoſſen habe. Welchts Motiv zu dem Selbstmorde vor⸗ 
gelegen, iſt allerdings noch nicht bekannt. 


Beſchränkungen aufhebt, denen früher dle, Juden in ietreff des 
uin Galizien unterworfen ge⸗ 


— Die „Neue freie Preſſe⸗ mehdeis „Die Sitzungen des 


Die komiſche Verzweiflung des Dienſtmädchens, 


dem Ausſchuß der Abgeordnetenkammer iſt eine Verſtändigung über 
die Amts befugniſſe des Verwaltungs⸗ Gerichtshofes angebahnt. Die 
Regierung iſt gewillt, eine theilweiſe Erweiterung feiner Kompetenz 
zuzulaſſen, während die Kammer ihrerſeits zum Theil auf die für 
den Gerichtshof begehrte Kompetenz-Ausdehnung verzichtet. 


3 Ausland. 

Wien, 13. Januar. Die „Neue freie Preſſe“ ſtellt ſchon 
für die nächſten Tage die nachſtehenden Erlaſſe des neuen Kabinete 
in Ausſicht, als: eine Verordnung über die Beeidigung der Be- 
‚amten auf die Verfaſſung mittelſt einer neuen Eidesformel; Be⸗ 
ſtimmungen über die miniſterielle Gegenzeichnung Kaiserlicher Ver⸗ 


— In den Volksküchen am Pladrin und auf Torney ſiud 
geſtern 585 Quart Suppe ausgegeben. 

— Es iſt gelungen, die Arbeiter Wilhelm Krüger, Jullus 
Ehmke und Aug. Garbrecht zu Bredower Anthell als diejenigen 
Perſonen zu ermitteln, welche die vor ewa 8 Tagen kurz hinter- 
einander vorgekommenen Diebſtähle meberer Tonnen Heringe ſowle 
eines Faſſes Rüböl aus hieſigen Handlungshäuſern verübt haben. 
Erftere beide find geſtern verhaftet, des letzteren if man bisher 
noch nicht habhaft geworden. 5 

Nügenwalde, 12. Januar. (Od. tg.) In der ver⸗ 
floſſenen Woche ertrank hiet in der Wipper der Kaufmann Riens⸗ 


berg, als er Abends, nach beendigter Reviſton auf dem Eiſenham⸗ 
mer, nach Haufe ging. Der plötzliche Stillſtand des Rades, vor 
m ns Körper getrieben war, ließ einen Unfall vermuthen. 


Man jah nach und fand den Verunglückten. Angeſtellte Wieder⸗ 


belebungsverſuche waren vergeblich. 


9 Stadt ⸗ Theater. 

Stettin, 14. Januar. Der geſtrige Abend brachte als No- 
vität das Stück English spoken here, Schwank in 1 Akt von 
Winter, deſſen Ausführung man mit um ſo größerer Spannung 
erwartete, da dieſelbe bekanntlich um eine ganze Woche verzögert 
wurde. Die näheren Umſtände hatten das Stück Thon vor 
der Aufführung zum Gegenſtande des Intereſſes gemacht, und 
mancherlel pikante Muthmaßungen über ſeinen Inhalt bervorge⸗ 
rufen. In dleſer Hinſicht entpuppte es ſich nun freilich als eine 
harmloſe Seifenblaſe, die durch buntes Farbenſpiel das Auge 
feſſelt, und erſt, wenn ſie zerplatzt, dem Gedanken Raum giebt, 
daß man eigentlich nichts geſehen. Aber hübſch und drollig iſt 
das Stück bei alledem, und, mit ſichtlichem Elfer und Humor ge- 
ſpielt, verfeblte es nicht, eine faſt ununterbrochene Heiterkeit her⸗ 
vor zurufen. — Bei einem Parijer Bürger, der mit feinen zu ver⸗ 
mietbenden Zimmern beſonders auf engliſche Aus ſtellungsbeſucher 
Ipefultet, und deſſen Mletbezettel daher den Zuſatz English spoken 
here enthält, finden ſich nach einander ein: eln junger Englän- 
der, der in der Tochter des Wirthes eine Londoner Belkannſchaft 
wiederfindet; in feiner. Begleitung die Frau eines Mexlkaners, 
die ſich unter den Schutz ihres Reiſegefäbrten begeben, da ihr Mann 
auf der letzten Statlon die Abfahrt des Zuges verſäumt; und end⸗ 
lich jener Mexikaner ſelbſt, der in wildeſter Elferſucht per Extrazug 
nachgekommen, um das vermelntlich ſchuldige Paar aufzuſuchen. — 
welches ſünf Per- 
ſonen zu gleicher Zeit bedienen ſoll, nachber die nationalen Kurio- 
ſitäten des Engländers, und vor allem die Angſt des Wirthes, der 
die leldenſchaftlichen Ausbrüche des heißblütigen Südländers für 
eben jo viele Attentate auf feine eigene Perjon hält — das find 
die Haupthebel des Humors. Zum Schluß bekommt der Englän- 
der ſeine @eliebte, der Mexikaner feine Frau und der Pariſer ſtatt 
einer gebofften Erbſchaft die Schulden ſeines in Mexiko verſtorbe⸗ 
nen Neffen, die ſeln Schwlegerſohn an den Ueberbringer der Do⸗ 
kumente, jenen Mexikaner, bezahlt. — Herr Göbel ſplelte den 
Engländer mit feinem Anſtande, und im Ganzen in einer 
Detje, die uns lebhaft an das vorjährige Gaſtſpel des Herrn 
Haaſe erinnerte; Herr Hamm bewährte die Vlelſeitigkeit feiner 
Leitungen, indem er diesmal einen wahren demonio vorſtellte 
und Hr. Freitag wußte die Verlegenheit des guten Hausvaters 
recht draſtiſch zur Geltung zu bringen. Das Enſemble befriedigte 
durchaus. 

— n e 
erlin. Am 13. Januar c. wurden an i i 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: pe enn 

An Rindvieh 1414 Stück. Die Zutriften waren ſtärker als vorwö⸗ 
chentlich, durch bedentende Ankäufe nach den Rheinlanden wurde der Han⸗ 


del ziemlich lebhaft, doch konnte beſte Qualität nur den Preis von 16—17 
Tolr, mittel 13—14 Thlr., ord. 9-11 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht 


erzielen. 
Handel war bei dieſen bedeutend 


An Schweinen 3658 Stück. Der 
ſtarken Zutriften nicht lebhaft genug um mehr als nur mittelmäßige Preiſe 
zu erzielen, ſelbſt für beſte feine Kernwaare ſtellten ſich die Preiſe nur auf 
16—17 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht, und konnten die Beſtände nicht 
3 Sacni 6.2889. 

n Schafvie Stück. Das Geſchäft war matt, Exportgeſchäfte 
wurden nicht ausgeführt, fette Waare i lei i — 
wurde mit 7.7 Thlr. bezahlt. ec ‚no, e Nina 

An Kälbern 985 Stück, wurden zu anhaltend höheren Preiſen auf⸗ 

geräumt. 


Stettin, 14. 
Wind: S. 
a idr 12 5 Bor ſe. 
eizen niedriger, per fd. loco gelber inländ. 100—112½ 
Rs bez., ungariſcher 89—94 , 83 bis Söpfd. gelber Januar 97 * 
Br., Frühjahr 98, 97%, bez, 98 Br. 

.„Hoggen loco wenig verändert, Termine niedriger, pr. 2000 Pfd. loco 
leichter 7475 K, ſchwerer 76—77 . bez., Januar u. Januar⸗Februar 
75 % . Gd., Frübiahr 75, 74 bez. u. Gd. 

„Gerſte per 1750 Pfd. loco mähriſche 54½ 4 bez., pommerſche, 
märker und ungariſche 5253 74 bez., ſchleſiſche Frühjahr 54 Br. 

. be 10 en 2% & bez. * 
afer per 15 loco 36 361 9% bez., 47 } 
37% = 01 er 1 & bez pfd. Frühjahr 
65 . oco per Pfd. 66—69 , bez., Frühjahr Futter 
Wicken loco 56-58 9% bez. 
Lupinen gelbe 38 40 4 bez. 
Rappkuchen hieſige 2½ W bez. 
Kae loco 4 NR 87 8 des 
HüböL behauptet, loco 94, r., Januar-Februar und . 
min, 99, 5% Gb, 1 40% 0 Ba. 6 0d Nee 
piritus matter, loco ohne Fa / bez. 3 
19% . nom, Frübiabr 20 . Br., Mal. un 30% age 
Breslau, 13. Januar. Spiritus per 8000 Tralles 19. Weizen pr. 
Januar 94, Roggen pr. Januar 71, pr. Frühjahr 72½. Nüböl 
pr. Bee: 9%, pr. Frühlahr 952. Raps pr. Januar 89. Zint pr. Ja⸗ 
nuar 1. 

i Lauf ? 2 Januar. 5 er Kr 
ohne Kaufluſt, auf Termine weſentlich niedriger. Weizen pr. 54 
Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 175 Gd., Aa 118 Dr., m 
Gb., pr. Frühj. 174 Br., 173 Gd. Roggen pr. Januar 5000 Pfd. Brutto 
137 Br., 136 Gd., Januar Februar 135 Br., 134 Gd., pr. Frühjahr 
133 Br., 132 Gd. Hafer ohne 2 Rüböl flau, loco 22½, per 
Mai 22 ½. Spiritus flau. Kaffee ſehr ruhig. Zink feſt. Petroleum 
R ren 9 Pe 

mſterdam, 13. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht. i 
ſtille. Roggen loco unverändert, pr. März 305, ve 8807 2 — 
5 rag 66, pr. Oktober 66%... Rüböl pr. Mai 34%, pr. November⸗ 

ezbr. 36. 

, London, 13. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen eng⸗ 
liſcher zweiter Qualſtät 1-2, fremder mehrfach 1 BE bideiger Gere 
ſchleppend. Hafer ſehr ruhig. — Feuchtes Wetter. 


Temperatur E 2 R. 


Weizen und Roggen loco 


